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Niederschrift
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Ma-

rburg (öffentlich)

 Sitzungstermin: Freitag, 22.11.2019
 Sitzungsbeginn: 16:40 Uhr
 Sitzungsende: 21:22 Uhr
 Ort, Raum: Sitzungssaal Barfüßerstr. 50, 35037 Marburg

 Anwesende Mitglieder

 Vorsitz
 Frau Marianne Wölk - SPD

 reguläre Mitglieder
 Frau Bettina Böttcher-Dutton - SPD
 Herr Dominic Dehmel - SPD
 Frau Myriam Hövel - SPD
 Herr Schaker Hussein - SPD
 Frau Alexandra Klusmann - SPD
 Frau Erika Lotz-Halilovic - SPD
 Herr Heinrich Löwer - SPD
 Herr Dr. Mohammad Malmanesh - SPD
 Herr Uwe Meyer - SPD
 Herr Steffen Rink - SPD
 Frau Sonja Sell - SPD
 Herr Ulrich Severin - SPD
 Herr Matthias Simon - SPD
 Herr Dirk Bamberger - CDU
 Herr Oliver Hahn - CDU
 Herr Hermann Heck - CDU
 Herr Manfred Jannasch - CDU
 Herr Walter Jugel - CDU
 Frau Anita Kaufmann - CDU
 Herr Winfried Kissel - CDU
 Herr Lars Küllmer - CDU
 Herr Stephan Muth - CDU
 Herr Stefan Oberhansl - CDU
 Herr Roger Pfalz - CDU
 Frau Runhild Piper - CDU
 Herr Hans-Martin Reissner - CDU
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 Frau Karin Schaffner - CDU
 Herr Jens Seipp - CDU
 Herr Jan von Ploetz - CDU
 Herr Dietmar Göttling - B90/Die Grünen
 Herr Dr. Karsten McGovern - B90/Die Grünen
 Frau Dr. Elke Neuwohner - B90/Die Grünen
 Herr Marco Nezi - B90/Die Grünen
 Frau Dr. Christa Perabo - B90/Die Grünen
 Herr Christian Schmidt - B90/Die Grünen
 Frau Madelaine Stahl - B90/Die Grünen
 Herr Roland Stürmer - B90/Die Grünen
 Frau Renate Bastian - Marburger Linke
 Frau Tanja Bauder-Wöhr - Marburger Linke
 Herr Roland Böhm - Marburger Linke
 Herr Jan Schalauske - Marburger Linke
 Frau Inge Sturm - Marburger Linke
 Herr Miguel Angel Sánchez Arvelo - Marburger Linke
 Herr Hanke Bokelmann - FDP/MBL
 Frau Lisa Freitag - FDP/MBL
 Herr Dr. Hermann Uchtmann - FDP/MBL
 Herr Roland Frese - BfM
 Frau Andrea Suntheim-Pichler - BfM
 Herr Dr. Michael Weber - Piratenpartei

 Magistratsmitglieder
 Herr Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies - SPD
 Herr Bürgermeister Wieland Stötzel - CDU
 Frau Stadträtin Kirsten Dinnebier - SPD
 Herr Stadtrat Nico Biver - Marburger Linke
 Herr Stadtrat Jürgen Hertlein - SPD
 Frau Stadträtin Alev Laßmann - B90/Die Grünen
 Frau Stadträtin Anne Oppermann - CDU
 Frau Stadträtin Anni Röhrkohl - CDU
 Herr Stadtrat Christian Schombert - CDU
 Frau Stadträtin Ursula Schulze-Stampe - SPD
 Herr Stadtrat Frédéric Schwindack - BfM
 Herr Stadtrat Michael Selinka - FDP/MBL
 Frau Stadträtin Dr. Marlis Sewering-Wollanek - SPD

 Entschuldigte Mitglieder

 reguläre Mitglieder
 Herr Thorsten Büchner - SPD - entschuldigt -
 Herr Dr. Fabio Longo - SPD - entschuldigt -
 Herr Gerald Weidemann - SPD - entschuldigt -
 Frau Anna Zels - SPD - entschuldigt -
 Herr Hans-Werner Seitz - B90/Die Grünen - entschuldigt -
 Herr Henning Köster-Sollwedel - Marburger Linke - entschuldigt -
 Frau Stefanie Wittich - Marburger Linke - entschuldigt -
 Herr Christoph Ditschler - FDP/MBL - entschuldigt -
 Frau Gabriele Mensing - BfM - entschuldigt -
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Protokoll:

zu 1 Eröffnung der Sitzung

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk eröffnet die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung und 
begrüßt alle Anwesenden, insbesondere die Stadtverordnete Kaufmann, die für den Stadtver-
ordneten Range zum 01.11.2019 in die Stadtverordnetenversammlung nachgerückt ist. Sie gra-
tuliert weiterhin der Stadtverordneten Böttcher-Dutten zur Vermählung.

Die form- und fristgerechte Einladung zu der heutigen Sitzung sowie die Beschlussfähigkeit der 
Stadtverordnetenversammlung werden durch die Stadtverordnetenvorsteherin festgestellt. Ein-
wände dagegen werden nicht erhoben.

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk trägt anschließend die Tagesordnung für die heutige Sitzung 
vor unter Berücksichtigung der im Rahmen der Vorberatung in den Ausschüssen zurückgestell-
ten Vorlagen und Anträge sowie der angemeldeten Aussprachen und Setzpunkte. Der Dring-
lichkeitsantrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Inwieweit betrifft der Pflegenotstand an der 
Uniklinik Gießen-Marburg auch den Marburger Standort? wird nach Einvernehmen im Ältesten-
rat als TOP 13.1 ebenso auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung genommen wie der Antrag 
der Fraktionen von Marburger Linke und B90/Die Grünen betr.: „Wir schweigen nicht zum völ-
kerrechtswidrigen Krieg des NATO-Mitglieds Türkei“ als TOP 13.2. Die Stadtverordnete 
Suntheim-Pichler beantragt den Antrag unter TOP 16.13, zu dem durch die BfM-Fraktion ein 
Setzpunkt angemeldet ist, in die Januarsitzung 2020 zu verschieben.

Ein Dringlichkeitsantrag der Fraktion Marburger Linke betr. Schutz von Mieterinnen und Mietern 
im Südviertel. Stopp Gentrifizierung erhält nach Begründung der Dringlichkeit nicht das für die 
Aufnahme auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung erforderliche Quorum. Zur Protokolli-
erung der Abstimmung zur Dringlichkeit siehe TOP 1.1.

zu 1.1 Dringlichkeitsantrag der Fraktion Marburger Linke betr. Schutz von Mieterin-
nen und Mietern im Südviertel. Stopp Gentrifizierung
Vorlage: VO/7140/2019

Der Stadtverordnete Sánchez Arvelo begründet für die antragstellende Fraktion die Dringlich-
keit des Antrages, gegen die Dringlichkeit spricht der Stadtverordnerte Seipp. Anschließend 
spricht Oberbürgermeister Dr. Spies für den Magistrat zur Sache. 

Im Anschluss lässt die Stadtverordnetenvorsteherin über die Dringlichkeit des Antrages ab-
stimmen.

Mit Ja stimmen die Fraktionen von B90/Die Grünen, Marburger Linke und die Piratenpartei. Das 
für die Aufnahme auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung nach § 58 Abs. 2 HGO erforderli-
che Quorum von 2/3 der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter ist damit nicht erreicht.

Der Antrag wird nicht auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung genommen.

Die Stadtverordnete Bastian gibt den Antrag daraufhin für die antragstellende Fraktion in das 
Verfahren.

zu 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 27.09.2019

Die Niederschrift über die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27.09.2019 ist allen 
Mitgliedern mit der Einladung zu heutigen Sitzung zugegangen. Änderungswünsche werden 
nicht vorgetragen. Die Niederschrift gilt somit in der vorliegenden Fassung als genehmigt.
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zu 3 Fragestunde

Die zur Fragestunde eingereichten kleinen Anfragen Nr. 1 bis 13 und 15 bis 19 werden durch 
die zuständigen Dezernenten wie folgt beantwortet:

Kleine Anfrage Nr. 01
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Inge Sturm
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
In Marburgs Innenstadt, an der Kreuzung Bahnhofstraße - Elisabethstraße - Wehrdaer Weg ge-
genüber dem ehemaligen Commerzbank-Gebäude, befindet sich ein Brunnenhäuschen, 1914 
im klassizistischen Stil erbaut. Es ist in einem erbärmlich verwahrlosten Zustand und bedarf ei-
ner gründlichen Überholung. Was gedenkt der Magistrat für die Erhaltung und Wertschätzung 
des Gebäudes zu tun?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 65 - Hochbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Das Brunnenhaus wurde im Jahr 2013 durch einen Steinmetz restauriert.
Bis Ende 2019 soll die Gittertür und das darüber liegende Fenster einen neuen Anstrich bekom-
men. Ebenso wird der Sandstein gereinigt, in dessen Zuge auch die Graffiti entfernt wird.

Verunreinigungen, die sich aufgrund der Lage sehr schnell wiedereinstellen, werden regelmä-
ßig entfernt. 

Leider kommt es im Bereich des Brunnenhauses immer wieder zu Müllablagerungen. Mit des-
sen Beseitigung ist der DBM beauftragt, so dass der Unrat regelmäßig entfernt wird. 

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 02
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Andrea Suntheim-Pichler
Fraktion / Partei: BfM

Frage:
Der Magistrat wird gebeten über die aktuellen Fortschritte der Dachsanierung des Freizeitbad 
AquaMar zu berichten.

Stellungnahme/Antwort durch: FD 65 - Hochbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Die Schäden an den Brettschichtholzbindern wurden durch Mitarbeiter des Statikbüros erfasst, 
dokumentiert und ausgewertet. Einzelne Binder wurden durch die Vermessungsabteilung mit 
Messpunkten ausgestattet, um eine geometrische Kontrollmöglichkeit bei Laständerungen (z.B. 
Schneefall) zu haben. Das Planungsteam wurde durch Fachdienst Hochbau zusammengestellt 
und besteht aus Statik- und Planungsbüro und einem Prüfingenieur, der die Überwachung der 
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Planung und Ausführung wahrnehmen wird und zusätzlich bauphysikalische Aspekte beleuch-
tet. Holzproben wurden entnommen und im Materiallabor der TU München untersucht. Mittler-
weile besteht Gewissheit, dass die Träger sanierungsfähig sind. 
Ein erstes Sanierungskonzept wurde entwickelt bestehend aus Ertüchtigungsmaßnahmen an 
den Trägern (Verpressen der Risse, Verschraubung des Binderquerschnittes). Im Vorfeld sind 
Abstützungsmaßnahmen und komplette Raumgerüste notwendig.
Es ist geplant einen Teil der Abstützung vorzuziehen, um im Januar 2020 das Kombibecken 
und das Sprungbecken eröffnen zu können. Aufgrund der bevorstehenden Planung und Aus-
schreibung der weiteren Leistungen können die übrigen Arbeiten frühestens bis April 2020 ab-
geschlossen werden. Die genannten Termine sind nur bei optimalem Verlauf der Planung und 
Ausschreibung realistisch.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 03
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Jan Schalauske
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Am 25. März 2020 jährt sich zum 100. Male die Ermordung von 15 Arbeitern aus der Gemein-
de Thal (Thüringen) durch Marburger Freikorpsstudenten in Mechterstädt. Welche Planungen 
verfolgt der Magistrat, um den Morden von Mechterstädt angemessen zu gedenken und die Er-
innerung an dieses Verbrechen und an diejenigen, die ihm zum Opfer fielen, lebendig zu hal-
ten?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 41 - Kultur
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Um den Geschehnissen in Marburg zu gedenken wurde am 02.04.2019 während einer 
gemeinsamen Feierstunde der Philipps-Universität, der Universitätsstadt Marburg und des 
Allgemeinen Student*innenausschusses (AStA) der Philipps-Universität an der Alten Universität 
in Marburg eine Gedenktafel für die 15 ermordeten Arbeiter aus der Gemeinde Thal enthüllt.
Die Gedenktafel liegt auf dem Gelände der Philipps-Universität wie auch die rechtliche 
Nachfolge der Taten der Marburger Freikorpsstudenten von ihr bzw. vom AStA wahrgenommen 
wird. Ob seitens der Universität oder AStA eine Feierlichkeit geplant ist, ist derzeit nicht bekannt.

Seit vielen Jahren nimmt ein*e Vertreter*in des Magistrats zusammen mit der 
Geschichtswerkstatt an der Gedenkveranstaltung im März in Thal, dem Stadtteil der 
thüringischen Stadt Ruhla, teil. Dies soll auch im nächsten Jahr beibehalten werden. 

Derzeit läuft eine Anfrage bei Bürgermeister Dr. Slotosch, was er zu Ehren der Märzgefallenen 
tun wird. Sollte anlässlich des Jubiläums im Jahr 2020 eine größere Veranstaltung geplant sein, 
wird der Magistrat der Universitätsstadt informiert. In diesem Fall würde es sich empfehlen, auch 
das Engagement Marburgs zu intensivieren, z. B. eine größere Delegation zu entsenden.

Die Anfrage verdeutlicht, dass bei Beschlüssen zu Einrichtungen von Gedenktafeln und 
-symbolen gleichzeitig immer auch über das sie begleitende aktive Gedenken nachgedacht 
werden sollte.
Bislang beschränkte sich die Tätigkeit des Fachdienstes Kultur darauf, den Prozess bis zur 
Anbringung eines Gedenkobjektes inhaltlich und operativ zu begleiten, während Fachdienst 09 
die Feierlichkeiten inszenierte.
Bei beiden Fachdiensten überschreiten in jüngerer Zeit die Folgeaufgaben die geplanten 
Kapazitäten.



Seite: 6 von 43

Vor diesem Hintergrund scheint es wünschenswert, die  jeweiligen Interessensgemeinschaften 
einerseits operativ stärker einzubinden, andererseits zusammen mit der Stadtgesellschaft und 
der Politik eine Gesamtkonzeption zur Erinnerungs- und Gedenkkultur zu entwickeln. Darin 
sollte formuliert werden, wie, nach welchen Kriterien und in welchen Frequenzen in Marburg in 
Zukunft gedacht werden soll; auch welche Rolle und Verantwortung die Universitätsstadt, die 
Universität, aber auch die Gesellschaft und die Interessensvertretungen übernehmen können 
und wollen.

Derzeit ist mit Blick auf die Kapazitäten der verantwortlichen Fachdienste höchstens eine 
größere Veranstaltung zu den unterschiedlichen Gedenkanlässen zu bewältigen. Es ist den 
Fachdiensten bewusst, dass dies nicht immer dem Ausmaß des zu gedenkenden Leids sowie 
den ganz unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen und Gedenkanlässen entspricht und 
angemessen sein kann. Hier stößt aber der gute Wille auf arbeitsorganisatorische Grenzen.
Sollte sich die Politik für einen Ausbau der örtlichen Erinnerungskultur aussprechen, sollte über 
eine entsprechende finanzielle und personelle Ausstattung nachgedacht werden, die es 
ermöglicht, diesen wichtigen Aufgaben in einem würdevollen Maß gerecht werden zu können.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 04
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Jan Schalauske
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Was hat es die Universitätsstadt Marburg gekostet, den Stadtverordneten per USB-Stick den 
HR-Fernsehbericht „Die Saubermacher“ aus dem Juni 2019 zur Verfügung zu stellen?

Stellungnahme/Antwort durch: Dienstleistungsbetrieb Marburg (DBM)
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Die USB-Sticks wurden vom DBM bereits im Jahr 2015 beschafft, es erfolgte daher keine Neu-
beschaffung. 

Insgesamt beliefen sich die Kosten für die Beschaffung im Jahr 2015 für 59 zur Verfügung ge-
stellte USB-Sticks auf insgesamt 309,16 €, somit 5,24 € pro Stück.

Weitere Kosten sind nicht angefallen.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 05
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Andrea Suntheim-Pichler
Fraktion / Partei: BfM

Frage:
Im Juni 2019 hat die Stadtverordnetenversammlung den Beschluss gefasst, einen geeigneten 
Partner für ein E-Scooter-Verleihsystem in Marburg zu finden. Hat der Magistrat einen geeigne-
ten Partner gefunden und wie bewertet der Magistrat die ersten Erfahrungen, die andere Städ-
te mit E-Scootern hinsichtlich Unfällen und Reduzierung von CO2 gemacht haben?
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Stellungnahme/Antwort durch: FD 69 - Umwelt und Naturschutz, Fairer Handel, Abfall-
wirtschaft und FD 33 - Straßenverkehrsbehörde

Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Wir haben bei Nextbike, unserem Partner für ein gut funktionierendes Fahrrad-Verleihsystem, 
angefragt. Von dort wird zum jetzigen Zeitpunkt kein Interesse an der Installation eines zusätz-
lichen E-Scouter-Verleihs angemeldet.

Nachfragen der anderen bekannten E-Scouter Verleiher liegen nicht vor. Da die Systeme sich 
finanziell alleine tragen müssen, gehen die Verleihfirmen vorrangig in größere Kommunen. Die 
Etablierung eines E-Scooter-Verleihsystems mit der Stadt als Vertragspartner könnte unter Be-
achtung des § 121 HGO problematisch sein, da hier eine unmittelbare Konkurrenz zum eige-
nen Bikesharingsystem aufgebaut wird. Dieser Sachverhalt sollte vor Vertragsverhandlungen 
unbedingt geprüft werden.

Erfahrungen aus anderen Kommunen liegen vor und es werden für Marburg vor allem Sicher-
heitsprobleme gesehen. Die Fahrzeuge werden vielfach nicht ordnungsgemäß abgestellt – was 
in einer Stadt mit überdurchschnittlich vielen sehbehinderten Menschen – zu sehr großen Pro-
blemen führen kann. Die Fachdienste Umwelt und Straßenverkehr empfehlen daher, erst wei-
tere Erfahrungen der Kommunen abzuwarten, nicht zuletzt weil die zum Teil umfangreichen Ver-
kehrsregelungen und Durchfahrtverbote personalintensiv kontrolliert werden müssten.

Aus ökologischer Sicht (nachhaltiger Umgang mit Ressourcen, Reparierbarkeit, …) ist der Ein-
satz von E-Scoutern im Verleihsystem zudem kritisch zu hinterfragen: Die Erfahrungen von Ver-
leihfirmen zeigen, dass die Leistung (Batterien, Reichweite, …) der Fahrzeuge schon nach kurz-
er Nutzungsdauer (nach 4-6 Monaten) drastisch nachlassen und ersetzt werden. Dies ist bei 
privat genutzten Fahrzeugen etwas anders, denn diese werden schonender behandelt und auch 
trocken sowie frostgeschützt abgestellt. 

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 06
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Manfred Jannasch
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
Mit welchen Abrechnungen von Sanierungsgebieten ist in der nächsten Zeit zu rechnen?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 61 - Stadtplanung und Denkmalschutz
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Aktuell wird der Abschluss des Sanierungsverfahrens „Nördliche Altstadt“ mit Ersatz- und Er-
gänzungsgebiet „Schlachthof/Stockgelände“ von Seiten der Universitätsstadt Marburg durchge-
führt. Nach öffentlicher Bekanntmachung der beiden Aufhebungssatzungen am 26. Oktober 
2019 wird nun innerhalb von 4 Jahren die Erhebung der noch ausstehenden Ausgleichsbeträ-
ge erfolgen, um das Sanierungsverfahren abzuschließen.

Die Abrechnung des aktuell in der Durchführung befindlichen Sanierungsgebietes „Nords-
tadt/Bahnhofsquartier“ wird voraussichtlich erst mittelfristig erfolgen. Laut aktuellem Kenntniss-
tand ist der Förderzeitraum (die Auszahlung von Städtebaufördermitteln) bis zum Jahr 2023 ge-
plant. Anschließend wird dann der Abschluss des Sanierungsverfahrens „Nordstadt/ Bahnhofs-



Seite: 8 von 43

quartier“ eingeleitet werden.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 07
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Manfred Jannasch
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
Radfahren auf Gehwegen nimmt immer mehr zu und gefährdet nicht nur ältere Menschen. Was 
unternimmt die Stadt dagegen?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 35 - Sicherheit und Verkehrsüberwachung
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
In regelmäßigen Abständen finden entsprechende Kontrollen durch die Ordnungspolizei statt. 
Die letzten Kontrollen wurden am 17., 23., 24. und 25. Oktober in den frühen Abendstunden 
durchgeführt. Dabei wurde neben der ordnungswidrigen Nutzung des Gehweges auch die feh-
lende oder mangelhafte Beleuchtung geahndet. Kontrollstellen waren u. a. Am Grün, Bahnhofs-
traße, Pilgrimstein und Biegenstraße. 

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 08
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Oliver Hahn
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
Der Magistrat wird um Auskunft gebeten, wie viele und an welchen Orten öffentlich zugängliche 
Defibrillatoren in Marburg zur Verfügung stehen?

Stellungnahme/Antwort durch: Fachkraft für Arbeitssicherheit
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Beigefügte Liste enthält alle Standorte von Defibrillatoren, über die die Stadt Kenntnis hat und 
die gemeinsam mit der Herzallianz oder seit 2018 mit der Björn-Steiger-Stiftung installiert wur-
den.
Nicht bekannt sind z. B. Standorte von Defibrillatoren, die über private Initiative beschafft wur-
den.
Weitere Standorte sind gemeinsam mit der Björn-Steiger-Stiftung geplant:

 Elisabethkirche
 Neue Universitätsbibliothek
 Außenstadtteile (Borts-/Ronhausen, Dilschhausen etc.)

Da es über App’s für Smartphones auch Informationen über Defibrillatoren außerhalb Marburgs 
gibt, wurde auf eine kartographische Darstellung der Standorte durch die Stadt auf einem Stadt-
plan o. ä. verzichtet:
Für Android-Smartphones: www.defikataster.de

http://www.defikataster.de/
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Für IOS-Smartphones: www.definow.de
Weitere Standorte werden – abhängig von der Akquise von Spenden durch die Björn-Steiger-
Stiftung – hinzukommen.

Es ist derzeit geplant, öffentliche Veranstaltungen für alle Marburger Bürgerinnen und Bürger 
durchzuführen, um den Umgang mit den Defibrillatoren zu unterweisen.
Parallel soll die Defi-Kampagne durch Durchführung von Veranstaltungen unter dem Thema 
„Kampf dem Herztod“ mit der Aufklärung über Anwendung der Herzdruckmassage („EinLeben-
retten.de) unterstützt werden.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Nr. Standort Adresse: PLZ Ort
1 Kaufhaus Ahrens Universitätsstraße 4 35037 Marburg
2 Lahn-Apotheke Wilhelmstraße 7 35037 Marburg
3 Philipps-Apotheke Reitgasse 10 35037 Marburg
4 Gewobau Pilgrimstein 17 35037 Marburg
5 Stadtbüro Frauenbergstraße 35 35037 Marburg
6 Kardiologische Ambulanz, Lahnberge Baldingerstrasse 35043 Marburg
7 Erwin-Piscator-Haus Biegenstraße 15 35037 Marburg
8 Feuerwehr Cappel Umgehungsstraße 15 35043 Marburg
9 Kreis-Jobcenter Raiffeisenstraße 6 35043 Marburg

10 Rathaus Markt 1 35037 Marburg
11 Feuerwehr Marbach Brunnenstraße 28 35041 Marburg
12 Sporthalle Georg-Gaßmann-Stadion Leopold-Lucas-Straße 35037 Marburg
13 Feuerwehr Wehrda Lärchenweg 32 35041 Marburg
14 Feuerwehr Atemschutzstrecke Erlenring 11 35037 Marburg
15 Hessisches Immobilienmanagment Robert-Koch-Str. 15-17 35037 Marburg
16 DLRG Marburg Bei der Hirsemühle 2 35037 Marburg
17 Feuerwehr Ketzerbach Wilhelm-Roser-Straße 7 35037 Marburg
18 Feuerwehr Ockershausen Am Herrenfeld 16 35039 Marburg
19 VFL-Herzsportgruppe Fr. Dr. Damm Friedrich-Ebert-Schule Uferstraße 35037 Marburg
20 Amts- und Landgericht Universitätsstraße 48 35037 Marburg
21 Feuerwehr Moischt, Dorfgemeinschaftshaus 35043 Marburg
22 Betriebsärztin der Stadt Marburg Erlenring 11 35037 Marburg
23 Rewe-Markt Am Richtsberg Am Richtsberg 64 35039 Marburg
24 Stadtbücherei Ketzerbach 1 35037 Marburg
25 Sozial- und Jugendamt Friedrichstr. 36 35037 Marburg
26 BIP Beratungszentrum Am Grün 16 35037 Marburg
27 Cineplex Gerhard-Jahn-Platz 7 35037 Marburg
28 Fachbereich Gesundheit Kreisverwaltung Mr-Bid Schwanallee 23 35037 Marburg
29 Landratsamt Im Lichtenholz 60 35037 Marburg
30 Vita-Fit Am Krekel 49 35037 Marburg
31 Behring-Nachfolge-Firmen Marbach 35041 Marburg
32 Praxis Dr. Leußner Haspelstraße 29 35037 Marburg
33 Finanzamt Marburg-Biedenkopf Verwaltungsstelle Marburg Robert-Koch-Straße 7 35037 Marburg
34 Aquamar Trojedamm 35037 Marburg
35 Hallenbad Wehrda Zur Wann 35041 Marburg
36 Bauamt Barfüßerstr. 11 35037 Marburg
37 Volkshochschule der Stadt Marburg Deutschhausstraße 35037 Marburg
38 Arbeit und Bildung e. V. Krummbogen 3 35039 Marburg
39 Freie evangelische Gemeinde Marburg Cappeler Straße 39 35039 Marburg
40 Betriebshof des DBM Am Krekel 17 35037 Marburg
41 Sophie von Brabant-Schule Standort Willy-Mock-Straße (Theodor-Heuss-Schule) Willy-Mock-Straße 43 35037 Marburg
42 Adolf-Reichwein-Schule Weintrautstraße 33 35037 Marburg
43 Tennisverein Wehrda Auf der Beute 43 35041 Marburg
44 Siebert Augenoptik und Hörgeräteakustik Bahnhofstraße 13 35037 Marburg
45 Hotel Stümpelstal, Michelbach Stümpelstal 2 35041 Marburg
46 Neue Moschee St. Jost 35037 Marburg
47 Sporthalle des TSV Cappel August-Bebel-Platz 2 35039 Marburg

geplant:
48 Lutherischer Kirchhof Kugelgasse 35037 Marburg
49 Bürgerhaus Wehrda Freiherr-vom-Stein-Str. 1 35041 Marburg

http://www.definow.de/
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Kleine Anfrage Nr. 09
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Oliver Hahn
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
Der Magistrat möge Auskunft geben, wie viele der leerstehenden Geschäfte in der Oberstadt, 
die mit der Initiative „Marburger FreiRAUM“ beworben wurden, seit dem 01.01.2019 einen neu-
en Mieter gefunden haben?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 15 - Referat für Stadt-, Regional- und Wirtschaftsent-
wicklung

Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Zur Initiative „Marburger FreiRAUM“ berichtet das Marburger Stadtmarketing wie folgt: Start  der 
Initiative war am 22.03.2019. Die Initiative umfasst neben den sichtbaren Schaufensterbekle-
bungen auch die Online-Präsentation der Leerstandsflächen auf den Internetseiten des Stadt-
marketing. Darüber hinaus war und ist das Stadtmarketing vermittelnd tätig, wenn dies die Be-
teiligten wünschen.
Das Stadtmarketing hat allen Vermieter*innen von Leerständen Gesprächsangebote gemacht 
und das FreiRAUM-Angebot beworben. In vier Fällen willigten die Vermieter*innen ein, an der 
Initiative teilzunehmen. Davon wurden zwei Ladenleerstände inzwischen wiedervermietet. Beim 
dritten Ladenleerstand steht eine Vermietung nach aktuellem Kenntnisstand kurz bevor. 

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 10
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Steffen Rink
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Am 22. Februar 2019 hat die Stadtverordnetenversammlung die Priorisierung des Radwegeaus-
baus in der Umsetzung des Radverkehrsentwicklungsplans zur Kenntnis genommen. Darin ist 
die die Radverkehrsanbindung zu den Pharmastandorten Hinkelbachtal und Görzhäuser Hof 
genannt. Im Radverkehrsentwicklungsplan sind unter anderem Trassen über Wehrda und zum 
Rotenberg genannt.
Wie ist der aktuelle Stand - gibt es Bedarfsanerkennung, Planung, Ausschreibungen? Wann ist 
mit der Umsetzung zu rechnen?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 66 - Tiefbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Die angesprochenen Wegeverbindungen befinden sich nur teilweise auf Flächen, auf die die 
Stadt Marburg unmittelbar Zugriff hat. Es sind auch Abstimmungen mit anderen Baulastträgern 
und Eigentümern erforderlich. 
Mit dem Landkreis Marburg-Biedenkopf hat es aktuell Absprachen über geplante Radverkehrs-
anlagen und die Aufgabenzuordnung gegeben. Die Verbindung vom Rotenberg zum Pharmas-
tandort soll federführend von der Stadt betreut werden. In Kürze soll ein Förderantrag für Pla-
nungsleistungen gestellt werden. Sobald der Förderbescheid vorliegt, darf mit der Vergabe der 
Planungsleistungen begonnen werden. Die Verbindung von Cölbe über Wehrda soll federfüh-
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rend vom Landkreis bearbeitet werden. Ein Förderantrag für die Planung ist bereits gestellt.
Absprachen mit Hessen Mobil für eine weitere Anbindung von Marbach an den Pharmastand-
ort Görzhäuser Hof stehen noch aus.
Wir gehen davon aus, dass für Maßnahmen aus dem durch den Magistrat und die Stadtverord-
netenversammlung beschlossenen Radverkehrsentwicklungsplan keine Bedarfsanerkennun-
gen im Einzelfall erforderlich sind. Ausschreibungen für Neubaumaßnahmen können erst vor-
genommen werden, wenn der Plan zuvor genehmigt wurde und der Grunderwerb geklärt ist. Mit 
einer baulichen Umsetzung der angesprochenen Radverkehrsverbindungen kann daher nicht 
kurzfristig gerechnet werden. 

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 11
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Marco Nezi
Fraktion / Partei: Bündnis90/Die Grünen

Über wie viele Laubbläser mit E-Motor verfügt die Stadt Marburg zur Pflege ihrer Liegenschaf-
ten (inkl. DBM) und wie stellt sich das Verhältnis zu Benzin- und Dieselmotoren dar?

Stellungnahme/Antwort durch:
FD 40 – Schule
FD 42 – Sport
FD 62 – Gebäudewirtschaft
Dienstleistungsbetrieb Marburg (DBM)

Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Die Stadt Marburg setzt Laubbläser in folgenden Bereichen der Stadt Marburg ein:

FD 40 - Schule:
In den Schulen der Stadt Marburg werden 23 Laubbläser eingesetzt, davon 21 mit Benzin- oder 
Dieselmotoren. 

Es handelt sich dabei zumeist um relativ alte Geräte. Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, 
dass die Schulen eine sehr deutliche Anordnung haben, dass die Laubbläser lediglich zu Zei-
ten hohen Laubaufkommens eingesetzt werden dürfen und kein regelmäßiges Arbeitsmittel zur 
Reinigung der Schulhöfe darstellen, wie dies ansonsten häufig bei dem Einsatz solcher Geräte 
der Fall ist.

FD 42 - Sport:
Der Fachdienst Sport verfügt über 2 Laubbläser mit Benzinmotor. Einen großen Laubbläser für 
den Rücken und einen kleinen Handbläser.

FD 62 - Gebäudewirtschaft:
Zur Pflege der Liegenschaften (insbesondere Bürgerhäuser) stehen bei diesem FD 62 insge-
samt 2 elektrische Laubbläser und 1 Laubbläser mit Verbrennungsmotor zur Verfügung

Dienstleistungsbetrieb (DBM):
Der DBM verfügt insgesamt über 58 Laubbläser.

davon
Elektro/Akku 36 (62,07 %)
Benzingemisch 22 (37,93 %)
Diesel   0 (       0 %) 
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Im Rahmen der Nachbeschaffung erfolgt kontinuierlich die Erhöhung der Elektro/Akku-Quote.

Gesamtübersicht:

Elektro/Akku: 40 (46,52 %)
Verbrennungsmotor: 46 (53,48 %)

Wieland Stötzel Kirsten Dinnebier
Bürgermeister Stadträtin

Kleine Anfrage Nr. 12
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Marco Nezi
Fraktion / Partei: Bündnis90/Die Grünen

Wieviel hat das jährlich stattfindende Feuerwerk anlässlich von "3 Tage Marburg" im Jahr 2018 
und 2019 gekostet und hat der Magistrat den ausrichtenden Veranstalter um das Einholen von 
Angeboten für Alternativen, etwa Licht- oder Lasershows gebeten, um künftig auf ein klassi-
sches Feuerwerk zu verzichten?

Stellungnahme/Antwort durch: 011 - Persönlicher Referent des Oberbürgermeisters
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Ja, der Magistrat hat den ausrichtenden Veranstalter Marbuch-Verlag von „3 Tage Marburg“ um 
das Einholen von Angeboten für Alternativen, etwa Licht- oder Lasershows, gebeten. Kosten 
sind für das Feuerwerk bei der Universitätsstadt Marburg in den Jahren 2018 und 2019 nicht 
entstanden, da sie, wie der Fragesteller treffend beschreibt, nicht selbst Veranstalter ist.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 13
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Roland Böhm
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Wann wird die zweite Baby/Kleinkindschaukel auf dem beliebten Spielplatz im Northampton-
park wieder aufgehängt?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 67 - Klimaschutz, Stadtgrün und Friedhöfe
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Der Vandalismus-Schaden wurde vom Kinderspielplatz-Kontrolleur aufgenommen. Ersatz ist 
bestellt. Die Lieferzeiten der Spielgerätefirmen sind leider in der zweiten Jahreshälfte lang. 
Sobald der Schaukelsitz da ist, wird er eingehängt.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 15
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019
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Fragesteller/in: Karin Schaffner
Fraktion / Partei: CDU

Nachdem die Baumaßnahmen der KiTa "Am Teich" in Cappel nun abgeschlossen sind, sehen 
Planungen als zweiten Schritt die Umgestaltung des angrenzenden Geländes am Teich vor. 
Kann der Magistrat über den Planungsstand Auskunft geben und wann mit dem Beginn und Ab-
schluss zu rechnen ist?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 67 - Stadtgrün und Friedhöfe
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Vorrangig sind noch Restarbeiten in der Außenanlage des Kindergartens zu erledigen. Dabei 
handelt es sich um Ersatz von Sträuchern, Pflegemaßnahmen, Aufstellung von kleineren 
Ausstattungen zur Ergänzung des Geländes wie z. B. Fahrradständer und Sitzbank am Ein-
gang.
Eine Sitzbank, die im Kindergarten gesichert gelagert ist, soll auch wieder am Teich aufgestellt 
werden. Zudem werden am Zaun des Kindergartens vier Zierkirschenbäume gepflanzt, die ge-
spendet werden.

Der Bau eines kleinen Zuweges in Höhe des Kindergartens, der den Bürgersteig /Sommerstra-
ße mit dem ehemaligen Rundweg verbindet, ist für 2020 geplant, vorausgesetzt die Mittel wer-
den im Haushalt genehmigt. Dies bedarf außerdem noch einer Planung, dabei ist u. a. zu prü-
fen, ob der Zuweg barrierefrei gebaut werden kann.

Weitere Maßnahmen sind darüber hinaus nicht geplant.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 16
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Karin Schaffner
Fraktion / Partei: CDU

Wieviel Park&Ride Parkplätze stehen auf dem Stadtwerkegelände am Krekel zur Verfügung 
und wie hoch ist die Auslastung? 

Stellungnahme/Antwort durch: Stadtwerke Marburg
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Auf dem Stadtwerke-Gelände stehen derzeit mindestens 12 reservierte Park&Ride-Plätze zur 
Verfügung, möglich sind – insbesondere von Freitagnachmittag bis Montag früh – bis zu 240. 
Die Auslastung ist bislang unbedeutend.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 17
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Bettina Böttcher-Dutton
Fraktion / Partei: SPD
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Am 22. August 2019 fand ein Dienstgespräch u.a. mit Ordnungsamt, Wohnungsbaugesellschaf-
ten, DBM und Bürgermeister statt, zu dem auch Ortsbeiratsmitglieder vom Richtsberg eingela-
den waren. Gibt es hierzu ein Protokoll, zu welchen Ergebnissen ist man gekommen und was 
wurde veranlasst? 

Stellungnahme/Antwort durch: FD 32 - Gefahrenabwehr und Gewerbe
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Es gibt lediglich eine verwaltungsinterne Niederschrift über das Dienstgespräch. Darin wurde 
die Abstimmung des weiteren Vorgehens festgehalten. Die Abstimmung mit den Wohnungs-
baugesellschaften läuft noch – erste Ergebnisse sind aber feststellbar – insbesondere was die 
Sauberkeit der Stellplätze und die bessere Abstimmung/Anmeldung zur Sperrmüllabfuhr anbe-
langt.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 18
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Bettina Böttcher-Dutton
Fraktion / Partei: SPD

Wie hoch sind die jährlichen Kosten für die Beseitigung von so genanntem „wilden Sperrmülls“, 
der durch die Verursacher nicht angemeldet wurde, insgesamt und wie hoch belaufen sich die 
Kosten für den Stadtteil Richtsberg?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 32 - Gefahrenabwehr und Gewerbe
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Die Haushaltsmittel für die Entsorgung von Wildmüll werden nicht als gesonderter Betrag im 
Haushalt ausgewiesen. Sie sind im Produkt „Gefahrenabwehr und Gewerbe“ in dem Sachkon-
to „Dienstleistungen DBM“ enthalten. (Produkt 332130, Sachkonto 6102000). Zum Stand 
31.09.2019 wurden für dieses Haushaltsjahr 33.181,75 € verausgabt. Das Einsammeln von 
Wildmüll auf öffentlichen Flächen erfolgt nicht stadtteilweise, sondern jeweils dort, wo aktuell 
welcher festgestellt wurde. Dem entsprechend lässt sich auch die Menge nicht einzeln wiegen 
und abrechnen.  Eine Aufgliederung der anfallenden Kosten auf einzelne Bereiche oder Stadt-
teile ist daher nicht möglich.

Bei nicht angemeldetem Sperrmüll bzw. Wildmüll, der auf Privatgrundstücken liegt, sind die 
Grundstückseigentümer für die Entsorgung verantwortlich; der Stadt Marburg entstehen in die-
sen Fällen keine Kosten. 

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 19
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Erika Lotz-Halilovic
Fraktion / Partei: SPD

Im Rahmen einer Dienstbesprechung im August 2019 wurde seitens der GeWoBau erwähnt, 
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dass die vorhandenen Müllbehältnisse für die Mieterschaft – zumindest was den Biomüll betrifft 
– nicht ausreichend sind.
Wie sieht das mit den anderen Müllbehältnissen aus (Restmüll, gelber Sack sowie Papier und 
wie ist die Situation bei den anderen Wohnungsbaugesellschaften?

Stellungnahme/Antwort durch: Dienstleistungsbetrieb Marburg (DBM)
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Seit 01.01.2018 wurde die operative hoheitliche Regelentsorgung nach Stadtverordneten-
beschluss auf die Stadtwerke-Tochter MKG GmbH übertragen. 
Wir leiten daher die folgende zwischen FD 69 und der MKG GmbH abgestimmte Antwort 
weiter.

Stellungnahme/Antwort:
Grundsätzlich steht das Volumen an Restmüllgefäßen gemäß der Abfallsatzung entsprechend 
der Bewohnerzahl zur Verfügung. Für die Altpapierentsorgung können die Wohnungsgesell-
schaften das Volumen an den jeweiligen Bedarf anpassen, ohne dass dafür zusätzliche Ge-
bühren berechnet werden. Dies gilt grundsätzlich auch für die Bioabfallsammlung. 

Bei der Leichtverpackungssammlung können die Wohnungsbaugesellschaften das benötigte 
Gefäßvolumen direkt mit dem Generalunternehmer für den Landkreis Marburg-Biedenkopf, der 
Firma SUEZ, abstimmen.

Aktuell sind die Wohnungsbaugesellschaften intensiv damit beschäftigt, auf ihren Müllgefäß-
stellplätzen die Sammelvolumina für alle Abfallfraktionen bedarfsgerecht anzupassen, um die 
Qualität der jeweiligen Fraktionen zu steigern und dadurch auch zur Verbesserung des Erschei-
nungsbildes des Wohnumfeldes beizutragen.

Dieser Prozess erfolgt in enger Abstimmung mit den für die Entsorgungsthemen zuständigen 
städtischen Fachdiensten.

Daher wurden an einigen Standorten – wo die Abfalltrennung trotz bereits erfolgter Abfallbera-
tung nicht funktioniert und daher diese Mengen aufgrund von erheblichen Fehlbefüllungen der 
Biotonne nicht auf der Kompostierungsanlage verwertet können– derzeit die Biotonnen vorr-
übergehend eingezogen. Die Neuaufstellung soll bei diesen Liegenschaften erst nach grundle-
gender Beratung der Bewohner*innen wieder erfolgen.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk erklärt die Fragestunde damit für beendet. Die Antworten auf 
die Fragen Nr. 14 und 20 bis 29 werden schriftlich erteilt. Sie sind dem Protokoll als Anlage bei-
gefügt.

zu 4 Finanzplan und Investitionsprogramm für die Haushaltsjahre 2019 bis 2023 
der Universitätsstadt Marburg, Haushaltssatzung für das Jahr 2020 mit ihren 
Anlagen und Stellenplan 2020
Vorlage: VO/7114/2019

Der Oberbürgermeister bringt in seiner Eigenschaft als Kämmerer 

1. das Investitionsprogramm der Universitätsstadt Marburg für die Planungsjahre 2019 bis 
2023,

2. die Haushaltssatzung der Universitätsstadt Marburg für das Haushaltsjahre 2020 mit ih-
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ren Anlagen,
3. den Stellenplan 2020 der Universitätsstadt Marburg

sowie den Entwurf des Finanzplanes 2019 bis 2023 gemäß § 101 Abs. 4 HGO in die Stadtver-
ordnetenversammlung ein.

Der Stadtverordnete Pfalz beantragt anschließend den Haushalt an den Haupt- und Finanzaus-
schuss zur weiteren Beratung zu überweisen. Einwände dagegen werden nicht erhoben.

Der Haushaltsplanentwurf 2020 wird somit durch einstimmigen Beschluss an den Haupt- und 
Finanzausschuss zur weiteren Beratung überwiesen.

Im Anschluss unterbricht die Stadtverordnetenvorsteherin die Sitzung von 18:32 Uhr bis 18:47 
Uhr um die gedruckten Exemplare der Haushaltsrede des Oberbürgermeisters sowie gedruck-
te Exemplare des Haushaltsplanentwurf verteilen zu lassen.

zu 6 Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg 
Änderung des Flächennutzungsplans Nr. 24/5 Wohnquartier Oberer Roten-
berg mit Nahversorger und 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 24/9 Wohnquartier Oberer 
Rotenberg mit Nahversorger im Stadtteil Marbach gemäß § 2 Baugesetzbuch 
(BauGB)
Vorlage: VO/7012/2019

Für den Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften berichtet der Vorsitzende, Stadtverord-
neter Meyer. Der Ausschuss empfiehlt mehrheitlich die Zustimmung zu der Vorlage.

Nach der Vorberatung im Ausschuss hat die Fraktion B90/Die Grünen einen Ergänzungsantrag 
zu der Vorlage eingereicht, der allen Stadtverordneten vorliegt. Aussprache wurde im Ältesten-
rat angemeldet.

An der Aussprache beteiligen sich die Stadtverordneten Schmidt, Bauder-Wöhr, Frese, Bokel-
mann, Seipp, Sell, Bürgermeister Stötzel und der Stadtverordnete Dr. McGovern.

Nach Beendigung der Aussprache ruft die Stadtverordnetenvorsteherin zunächst den Ergän-
zungsantrag der Fraktion B90/Die Grünen zur Abstimmung auf mit folgendem Ergebnis:

Ja: B90/Die Grünen
Nein: SPD, CDU, Marburger Linke, FDP/MBL, BfM
Enthaltung: Piratenpartei

Der Ergänzungsantrag ist damit abgelehnt.

Es folgt die Abstimmung über die Vorlage des Magistrats.

Die Stadtverordnetnversammlung fasst folgenden Beschluss:

Für den im vorliegenden Übersichtsplan gekennzeichneten Bereich wird

1. die Änderung des Flächennutzungsplans Nr. 24/5 „Wohnquartier Oberer Rotenberg 
mit Nahversorger“ im Stadtteil Marbach sowie

2. die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 24/9 „Wohnquartier Oberer Rotenberg mit 
Nahversorger“ im Stadtteil Marbach der Universitätsstadt Marburg

gemäß § 2 BauGB beschlossen.
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Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, CDU, Marburger Linke, BfM, Piratenpartei
Nein: FDP/MBL
Enthaltung: B90/Die Grünen

Der Stadtverordnete Rink nimmt nicht an der Abstimmung teil.

zu 8 Erste Vorhabenliste der Universitätsstadt Marburg
Vorlage: VO/7100/2019

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Dem 
Ausschuss lag ein Änderungsantrag der Fraktion B90/Die Grünen mit folgendem Tenor vor:

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die vorliegende Vorhabenliste zur Kenntnis. 
Sie empfiehlt dem Magistrat der Universitätsstadt Marburg das weitere Vorgehen bis hin 
zur Veröffentlichung der Vorhabenliste auf den Weg zu bringen, um Öffentlichkeit und 
Transparenz herzustellen.

Diesen Änderungsantrag empfiehlt der Ausschuss mehrheitlich abzulehnen, der Vorlage des 
Magistrats mehrheitlich zuzustimmen. Aussprache wurde angemeldet.

Im Rahmen der Aussprache sprechen die Stadtverordneten Stürmer, Bastian, Rink und Pfalz 
sowie Oberbürgermeister Dr. Spies.

Im Anschluss lässt die Stadtverordnetenvorsteherin zunächst über den Änderungsantrag der 
Fraktion B90/Die Grünen abstimmen mit folgendem Ergebnis:

Ja: B90/Die Grünen, Marburger Linke, FDP/MBL, Piratenpartei
Nein: SPD, CDU, BfM
Enthaltung: keine

Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt.

Es folgt die Abstimmung über die Vorlage des Magistrats.

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stellt die vorliegende beigefügte Vorhabenliste zu 
wichtigen Vorhaben des Magistrats gemäß der Empfehlung des Beteiligungsbeirats zur 
Bekanntmachung gemäß Punkt 4.1.1 Vorhabenliste des Marburger Konzepts zur Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bürger der Universitätsstadt Marburg (VO/6449/2018) fest. Mit 
der Beschlussfassung zur Vorhabenliste nimmt die Stadtverordnetenversammlung die 
aufgeführten Vorhaben des Magistrats zur Kenntnis. Sie begrüßt die durch diese frühzei-
tige Information entstehende Transparenz bei der Vorbereitung und Planung wichtiger 
Vorhaben.

Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, CDU, BfM
Nein: FDP/MBL
Enthaltung: B90/Die Grünen, Marburger Linke, Piratenpartei

zu 9 Gesellschaftsverträge städtischer Beteiligungen
Vorlage: VO/6949/2019
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Mit Aufruf des Tagesordnungspunktes um 20:18 Uhr übernimmt der stellvertretende Stadtver-
ordnetenvorsteher Heck die Sitzungsleitung.

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Beschlusstenor wurde im Ausschuss um den Halbsatz „.., ohne die bestehenden Vorschlags-
rechte der Stadtverordnetenversammlung zu beschneiden“ ergänzt. Dem so geänderten Be-
schlusstenor empfiehlt der Ausschuss einstimmig die Zustimmung. Aussprache (Setzpunkt) 
wurde im Ältestenrat angemeldet.

An der Aussprache beteiligen sich die Stadtverordneten Göttling, Seipp, Bastian und Rink.

Anschließend fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss:

Die städtischen Beteiligungen sind verpflichtet, die Regelungen in den Gesellschaftsver-
trägen in Bezug auf die Bestellung der Mitglieder in den Aufsichtsrat rechtskonform um-
zusetzen, ohne die bestehenden Vorschlagsrechte der Stadtverordnetenversammlung zu 
beschneiden.

Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, CDU, Marburger Linke, FDP/MBL, BfM, Piratenpartei
Nein: keine
Enthaltung: B90/Die Grünen

zu 10 Kapitalerhöhung der Gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft Marburg 
mbH sowie Neufassung des Gesellschaftsvertrages
Vorlage: VO/7048/2019

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt einstimmig der Vorlage zuzustimmen. Die Fraktion B90/Die Grünen hat im 
Ältestenrat um getrennte Abstimmung der Absätze 1 bis 5 und 6 gebeten. Aussprache (Setz-
punkt) wurde durch die SPD-Fraktion angemeldet.

Nach Aufruf der Aussprache durch den stellv. Stadtverordnetenvorsteher sprechen die Stadt-
verordneten Simon, Göttling, Pfalz und Schalauske sowie Oberbürgermeister Dr. Spies.

Der stellv. Stadtverordnetenvorsteher Heck ruft anschließend zunächst die Absätze 1 bis 5 zur 
Abstimmung auf, anschließend Absatz 6 des Beschlusstenors.

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgende Beschlüsse:

1. Der Erhöhung des Eigenkapitals der Gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft Mar-
burg mbh (GeWoBau) um bis zu 5.000.000 € im Jahr 2019 in Form der Zuführung zur 
Kapitalrücklage wird zugestimmt. 

2. Die Universitätsstadt Marburg leistet einen Anteil an der Zuführung zur Kapitalrück-
lage von 94,9 % bzw. einen Betrag von bis zu 4.745.000 € ratenweise beginnend ab 
dem Jahr 2020.

3. Unter Anerkennung der Unabweisbarkeit wird gem. § 102 Abs. 5 i.V.m. §100 Abs.1 
HGO einer außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung bei der Investitionsnum-
mer I108.00120 von 4.745.000 € zugestimmt. 
Die Deckung der außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung erfolgt durch die 
I-Nummern: 

- I621.002.5 Grunderwerbskosten i. H. v. 1.250.000 €; 
- I650.006.5 Neubau Feuerwehrstützpunkt Cappel i. H. v. 2.000.000 € sowie 
- I612.003.3 Wohnumfeldgestaltung Stadtwald und Waldtal i. H. v. 1.500.000 €. 
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4. Zu diesem Zweck wird bei der Investitionsnummer I108.00120 ein Betrag von 
4.750.000 € aus der Verpflichtungsermächtigung freigegeben.

5. Die Zahlung in die Kapitalrücklage erfolgt auf der Grundlage des Betrauungsaktes 
vom 04. Juli 2019, mit dem die Universitätsstadt Marburg die GeWoBau mit der Durch-
führung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (Gemein-
wohlaufgaben nach § 2 Abs. 1 des Betrauungsaktes) betraut hat (VO/6887/2019).

6. Der Änderung des Gesellschaftsvertrags der GeWoBau in der anliegenden Fassung 
wird zugestimmt. 

Abstimmungsergebnis zu Absatz 1 bis 5
einstimmig

Abstimmungsergebnis zu Absatz 6
Ja: SPD, CDU, Marburger Linke, FDP/MBL, BfM, Piratenpartei
Nein: keine
Enthaltung: B90/Die Grünen

Nach den Abstimmung übernimmt Stadtverordnetenvorsteherin Wölk ab 21:08 Uhr wieder die 
Sitzungsleitung.

zu 5 Marburger Ortsrecht: II. Nachtrag zur Betriebssatzung des Eigenbetriebes 
"Dienstleistungsbetrieb der Stadt Marburg"
Vorlage: VO/7075/2019

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt einstimmig der Vorlage zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss:

Der vorliegende II. Nachtrag zur Betriebssatzung des Eigenbetriebes „Dienstleistungs-
betrieb der Stadt Marburg“ wird beschlossen.

Abstimmungsergebnis
einstimmig

zu 7 Allianz für Entwicklung und Klima: Beitritt der Universitätsstadt Marburg
Vorlage: VO/7082/2019

Für den Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr berichtet der Vorsitzende, Stadtverordne-
ter Dr. McGovern. Der Ausschuss empfiehlt einstimmig der Vorlage zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung schließt sich dem Ausschussvotum an und fasst folgenden 
Beschluss:

Die Universitätsstadt Marburg tritt mit Wirkung zum 1.1.2020 der Allianz für Entwicklung 
und Klima des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) bei.

Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, CDU, B90/Die Grünen, Marburger Linke, BfM, Piratenprtei
Nein: keine
Enthaltung: FDP/MBL
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zu 11 Wirtschaftsplan 2020 der Stadtwerke Marburg GmbH
Vorlage: VO/7079/2019

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt bei Enthaltung der Marburger Linke einstimmig der Vorlage zuzustimmen.

Dem folgt die Stadtverordnetenversammlung und beschließt:

Dem Wirtschaftsplan 2020 der Stadtwerke Marburg GmbH wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, CDU, B90/Die Grünen, FDP/MBL, BfM, Piratenpartei
Nein: keine
Enthaltung: Marburger Linke

zu 12 Kapitalerhöhung der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH (SEG) so-
wie Neufassung des Gesellschaftsvertrages
Vorlage: VO/7102/2019

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Auch 
dieser Vorlage empfiehlt der Ausschuss einstimmig zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgende Beschlüsse:

1. Der Erhöhung des Stammkapitals der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg mbH 
auf 100.000 € wird zugestimmt.

2. Die Universitätsstadt Marburg übernimmt 100.000 € auf das Stammkapital.

3. Unter Anerkennung der Unabweisbarkeit wird gem. § 102 Abs. 5 i.V.m. §100 Abs.1 
HGO einer außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung bei der Investitionsnum-
mer I108.00220 von 49.000 € zugestimmt. 
Die Deckung der außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung erfolgt durch die 
I-Nummer I200.001.9 Wohnungsbaudarlehen i. H. v. 49.000 €.

4. Zu diesem Zweck wird bei der Investitionsnummer I108.00220 ein Betrag von 49.000 
€ aus der Verpflichtungsermächtigung freigegeben.

5. Der Änderung des Gesellschaftsvertrags der Stadtentwicklungsgesellschaft Marburg 
mbH in der anliegenden Fassung wird zugestimmt. 

Abstimmungsergebnis
einstimmig

zu 13 Dringlichkeitsanträge



Seite: 21 von 43

zu 13.1 Dringlichkeitsantrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Inwieweit betrifft der 
Pflegenotstand an der Uniklinik Gießen-Marburg auch den Marburger Stand-
ort?
Vorlage: VO/7125/2019

Der Antrag wurde nach Einvernehmen im Ältestenrat auf die Tagesordnung der heutigen Sit-
zung genommen.

Nach Aufruf zur Abstimmung fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung zeigt sich besorgt über den Pflegenotstand am 
UKGM, der in Gießen zur Schließung von drei Stationen führte und auch auf das Marbur-
ger Klinikum auf den Lahnbergen Auswirkungen hat. Die Stadtverordnetenversammlung 
setzt sich dafür ein, dass die Standards in der Personalbemessung eingehalten und die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten so verbessert werden, dass eine qualitativ gute 
Versorgung der Patent/innen gewährleistet ist. Auch die Landesregierung wird aufgefor-
dert, in diesem Sinne tätig zu werden.

Der Magistrat wird beauftragt, Gespräche sowohl mit der Klinikleitung des UKGM als 
auch mit dem Betriebsrat und der Gewerkschaft ver.di zu führen, um zu eruieren, inwie-
weit auch in Marburg die Einschränkung von medizinischen Leistungen droht und inwie-
weit die umfassende Versorgung der Patient/innen gewährleistet bzw. Leistungen einge-
schränkt sind. 

Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, B90/Die Grünen, Marburger Linke, Piratenpartei
Nein: keine
Enthaltung: CDU, FDP/MBL, BfM

zu 13.2 Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Marburger Linke und B90/Die Grünen be-
tr.: "Wir schweigen nicht zum völkerrechtswidrigen Krieg des NATO-Mit-
glieds Türkei"
Vorlage: VO/7139/2019

Auch dieser Antrag wurde nach Einvernehmen im Ältestenrat auf die Tagesordung der heuti-
gen Sitzung genommen. Er wird durch die Stadtverordnetenvorsteherin zur Abstimmung ge-
stellt.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

1. Die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg verurteilt den völ-
kerrechtswidrigen Angriffskrieg und die Besetzung von Teilen Nordsyriens durch den 
NATO-Mitgliedstaat Türkei.

2. Die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg ruft die Bundesre-
gierung dazu auf
 weiterhin alle deutschen Rüstungsexporte an die Türkei zu stoppen und keine wei-

teren zu genehmigen,
 innerhalb der Europäischen Union ein Waffenembargo durchzusetzen,
 politischen und diplomatischen Druck für die Wiederaufnahme der 2015 abgebro-

chenen kurdisch-türkischen Friedensgespräche auszuüben,
 die demokratische Selbstverwaltung in Nordsyrien zu unterstützen,
 humanitäre Hilfe für Nordsyrien, insbesondere für Verwundete und Geflüchtete zu 

unterstützen.
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3. Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, wie auch die Universitätsstadt Marburg huma-
nitäre Hilfe leisten kann. Hierzu sollen auch Gespräche mit der kurdischen Gemeinde 
aufgenommen werden.

Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, B90/Die Grünen, Marburger Linke, Piratenpartei
Nein: CDU, FDP/MBL
Enthaltung: BfM

zu 14 Anträge des Kinder- und Jugendparlaments

zu 14.1 Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. Anbringung eines Basket-
ballkorbs in Wehrda
Vorlage: VO/6894/2019

Der Antrag wurde im Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder durch den Vertreter des 
Kinder- und Jugendparlaments für erledigt erklärt und zurückgezogen.

zu 14.2 Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. kostenloses Schülerticket
Vorlage: VO/7039/2019

Der Antrag wurde im Haupt- und Finanzausschuss durch die Antragsteller bis Januar 2020 zu-
rückgestellt.

zu 15 Anträge des Ausländerbeirats

zu 15.1 Antrag des Ausländerbeirats betr. Einheitsbuddeln
Vorlage: VO/6995/2019

Von der Vorberatung im Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr berichtet der Ausschuss-
vorsitzende, Stadtverordneter Dr. McGovern. Der Ausschuss empfiehlt mehrheitlich die Zustim-
mung zu dem Antrag.

Dem schließt sich die Stadtverordnetenversammlung an und beschließt:

Die Stadt Marburg beteiligt sich an der Initiative Einheitsbuddeln und pflanzt am Tag der 
Deutschen Einheit Bäume.

Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, B90/Die Grünen, Marburger Linke, FDP/MBL, BfM, Piratenpartei
Nein: CDU
Enthaltung: keine

zu 15.2 Antrag des Ausländerbeirates betr. Ausländerbehörde
Vorlage: VO/7094/2019

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Ausschussvorsitzende, Stadtverordneter 
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Pfalz. Der Ausschuss empfiehlt einstimmig dem Antrag zuzustimmen.

Nach Aufruf durch die Stadtverordnetenvorsteherin fasst die Stadtverordnetenversammlung fol-
genden Beschluss:

Die Stadt Marburg stellt kurzfristig zusätzliche Mitarbeiter*innen in der Ausländerbehör-
de ein und prüft mithilfe einer Organisationsuntersuchung, wieviel Personal dauerhaft 
benötigt wird

Abstimmungsergebnis
einstimmig

zu 15.3 Antrag des Ausländerbeirates betr. Würdigung der ehrenamtlichen Arbeit 
des Ausländerbeirates
Vorlage: VO/7095/2019

Der Antrag wurde durch den Haupt- und Finanzausschuss mit Zustimmung des Vertreters des 
Ausländerbeirates zur weiteren Beratung an den Ältestenrat verwiesen. Dort soll ein gemeinsa-
mer Vorschlag zur Anpassung der Entschädigungssatzung erarbeitet werden. Bis zum Vorlie-
gen dieses gemeinsamen Vorschlages wird der Antrag zurückgestellt.

zu 15.4 Antrag des Ausländerbeirates betr. Gedenkstätte für Opfer von Rassismus
Vorlage: VO/7096/2019

Der Antrag wurde im Haupt- und Finanzausschuss durch den Vertreter des Ausländerbeirates 
bis Januar 2020 zurückgestellt.

zu 16 Anträge der Fraktionen

zu 16.1 Antrag der Fraktion B 90/Die Grünen betr.: Barrierefreie Anbindung des Lok-
schuppenareals an den Hauptbahnhof
Vorlage: VO/7010/2019

Für den Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr berichtet der Vorsitzende, Stadtverordne-
ter Dr. McGovern. Der Antrag wurde im Ausschuss geringfügig ergänzt. Der ergänzten Fassung 
des Antrages empfiehlt der Ausschuss einstimmig die Annahme. 
Die ergänzte Fassung ist auch im Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften beraten wor-
den, von dessen Vorberatung der Ausschussvorsitzende, Stadtverordneter Meyer, berichtet. 
Auch der Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften empfiehlt einstimmig die Annahme des 
ergänzten Antrages.

Die Stadtverordnetenvorsteherin ruft den Antrag in der ergänzten Fassung zur Abstimmung auf 
und die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Der Magistrat wird beauftragt, die Errichtung einer weiteren Treppen- und Aufzugsanla-
ge am zwischen dem Ortenbergsteg und dem hinter dem Bahnhofareal verlaufenden Rad- 
und Fußweg nach Abschluss der Bauphase in die Wege zu leiten.

Abstimmungsergebnis
einstimmig
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zu 16.2 Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr. Freigabe der Planungsmittel für 
Neubau Hessisches Landestheater und Musikschule
Vorlage: VO/7035/2019

Der Antrag wurde im Haupt- und Finanzausschuss durch die antragstellende Fraktion für erle-
digt erklärt.

zu 16.3 Antrag der FDP/MBL-Fraktion betr. Fortschreibung des Sportentwicklungs-
plans
Vorlage: VO/7060/2019

Der Antrag wurde im Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder vorberaten. Den Aus-
schussbericht verliest die Stadtverordnetenvorsteherin. 
Im Ausschuss wurde getrennte Abstimmung der Punkte 1 und 2 beantragt. Punkt 1 des Be-
schlusstenors empfiehlt der Ausschuss einstimmig zu Annahme, Punkt 2 des Antrages mehr-
heitlich die Ablehnung.

Zu dem Antrag war Aussprache angemeldet, die aufgrund der fortgeschrittenen Zeit jedoch nicht 
mehr durchgeführt wird. Die antragstellende Fraktion stellt den Antrag deshalb zu Abstimmung.

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk ruft die Punkte 1 und 2 des Beschlusstenors analog dem Vor-
gehen im Ausschuss ebenfalls getrennt zur Abstimmung auf, und die Stadtverordnetenver-
sammlung beschließt:

Der Magistrat der Universitätsstadt Marburg wird beauftragt, die kooperative Sportent-
wicklungsplanung von 2009 fortzuschreiben, zu überprüfen und zu aktualisieren.

Abstimmungsergebnis zu Punkt 1
einstimmig

Abstimmungsergebnis zu Punkt 2
Ja: Marburger Linke, FDP/MBL, Piratenpartei
Nein: SPD, CDU, BfM
Enthaltung: B90/Die Grünen

Punkt 2 des Beschlusstenors ist damit abgelehnt.

zu 16.4 Antrag der FDP/MBL-Fraktion betr. Evaluation der Handlungsempfehlungen 
aus dem Sportentwicklungsplan von 2009
Vorlage: VO/7061/2019

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Der Magistrat der Universitätsstadt Marburg wird beauftragt in der nächsten Stadtverord-
netenversammlung darüber zu berichten, inwiefern die Handlungsempfehlungen der ko-
operativen Sportentwicklungsplanung von 2009 bisher umgesetzt bzw. nicht umgesetzt 
worden sind.

Abstimmungsergebnis
einstimmig
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zu 16.5 Antrag der FDP/MBL-Fraktion betr. Errichtung einer 4-Felderhalle
Vorlage: VO/7063/2019

Der Antrag wurde im Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder zurückgestellt.

zu 16.6 Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr. „Marburger Lenchen“ und Museum 
Anatomicum
Vorlage: VO/7073/2019

Der Antrag wurde im Haupt- und Finanzausschuss auf Wunsch der antragstellenden Fraktion 
zur Vorberatung an den Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder verwiesen.

zu 16.7 Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr.: Anzahl der Fahrradabstellplätze an 
allen Marburger Schulen erhöhen
Vorlage: VO/7074/2019

Für den Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr berichtet der Vorsitzende, Stadtverordne-
ter Dr. McGovern. Der Antrag wurde im Ausschuss geändert, und die Absätze 1 und 2 der ge-
änderten Fassung wurden getrennt abgestimmt. Absatz 1 des geänderten Beschlusstenors 
empfiehlt der Ausschuss mehrheitlich die Annahme, Absatz 2 des Beschlusstenors ebenfalls.

Der Antrag in der geänderten Fassung ist auch im Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bä-
der vorberaten worden. Den Ausschussbericht über die ebenfalls getrennt vorgenommene Ab-
stimmung verliest die Stadtverordnetenvorsteherin. Auch der Ausschuss für Schule, Kultur, 
Sport und Bäder empfiehlt beiden Absätzen, mit unterschiedlichen Mehrheiten, die Annahme. 
Aussprache war angemeldet, die jedoch aufgrund der fortgeschrittenen Zeit nicht mehr durch-
geführt wird. Der Stadtverordnete Göttling verzichtet deshalb für die antragstellende Fraktion 
auf die Aussprache und bittet über den Antrag abzustimmen. 

Die Stadtverordnetenvorsteherin ruft die Absätze 1 und 2 des geänderten Beschlusstenors ge-
trennt zur Abstimmung auf.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Der Magistrat wird aufgefordert, die Anzahl von Abstellplätzen für Fahrräder idealerwei-
se in Form von Anlehnbügeln an allen Marburger Schulen weiterhin bedarfsgerecht zu 
erhöhen, unabhängig davon, ob es sich um Grund- oder weiterführende Schulen handelt.

Abstimmungsergebnis zu Absatz 1
einstimmig

Abstimmungsergebnis zu Absatz 2
Ja: B90/Die Grünen, Marburger Linke, FDP/MBL, Piratenpartei
Nein: SPD, CDU, BfM
Enthaltung: keine

Absatz 2 des geänderten Beschlussvorschlages ist damit abgelehnt.

zu 16.8 Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr.: Barrierefreies Onlineangebot der 
Stadtbücherei
Vorlage: VO/7086/2019
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Für den Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung berichtet der Vorsitzende, Stadt-
verordneter Böhm. Der Antrag wurde im Ausschuss geändert, der geänderten Fassung emp-
fiehlt der Ausschuss einstimmig die Annahme.

Die Stadtverordnetenvorsteherin lässt über die geänderte Fassung des Antrages abstimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Der Magistrat prüft, wie er weitestgehend umsetzen kann, dass das Kriterium der unein-
geschränkten Nutzbarkeit für blinde und sehbehinderte Menschen im neuen, erweiterten 
Onlineangebot der Stadtbücherei sowie die praktische Nutzbarkeit auf den mobilen End-
geräten umfänglich Berücksichtigung findet. Dazu gehört vor allem die barrierefreie Be-
dienbarkeit der Onlineanwendungen mittels Tastatur (d. h. ohne Maus), die korrekte Tag-
setzung von Überschriften zur Herstellung einer Orientierung und Strukturierung des On-
line-Angebotes sowie der mobilen Anwendung, die korrekte Beschriftung und Program-
mierung von Links, Schaltflächen und Schaltern sowie eine tastaturgestützte (i. e. ohne 
Maus bedienbare) Medienrecherche. Insofern hierfür weitere Kosten vonnöten sind, wer-
den diese aus städtischen Mitteln zur Verfügung gestellt.

Abstimmungsergebnis
einstimmig

zu 16.9 Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr.: Verbesserte Zugänglichkeit der 
Sitzungsunterlagen städtischer Gremien für blinde und sehbehinderte Men-
schen
Vorlage: VO/7087/2019

Der Antrag wurde im Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung zunächst zur Beratung 
und Stellungnahme an den Behindertenbeirat verwiesen.

zu 16.10 Antrag der Fraktionen von SPD, BfM und CDU betr.: „Haus der Nachhaltig-
keit“ in Marburg
Vorlage: VO/7091/2019

Zu dem Antrag ist Aussprache durch die SPD-Fraktion angemeldet, die aufgrund der fortge-
schrittenen Zeit jedoch nicht mehr durchgeführt wird. Der Antrag wird deshalb auf Wunsch der 
SPD-Fraktion vertagt.

zu 16.11 Antrag der Fraktionen von SPD, BfM und CDU betr. „Sportstadt Marburg“
Vorlage: VO/7092/2019

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk trägt den Bericht über die Vorberatung des Antrages im Aus-
schuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder vor. Der Ausschuss empfiehlt mehrheitlich dem An-
trag zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung folgt der Ausschussempfehlung und beschließt:

Der Magistrat der Universitätsstadt Marburg wird beauftragt, ein Logo „Sportstadt Mar-
burg“ zu entwickeln.
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Abstimmungsergebnis
Ja: SPD, CDU, BfM
Nein: Marburger Linke, FDP/MBL
Enthaltung: B90/Die Grünen, Piratenpartei

zu 16.12 Antrag der Fraktionen SPD, BfM und CDU betr.: Gütesiegel „Fairtrade-
School“
Vorlage: VO/7093/2019

Der Antrag ist im Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder vorberaten worden. Den Be-
richt verliest die Stadtverordnetenvorsteherin. Der Ausschuss empfiehlt einstimmig die Annah-
me des Antrages.

Die Stadtverordnetenversammlung fasst nach Aufruf durch die Stadtverordnetenvorsteherin fol-
genden Beschluss:

Der Magistrat wird gebeten, Schulen darin zu unterstützen, das Gütesiegel „Fairtrade-
School“ zu erwerben.

Abstimmungsergebnis
einstimmig

zu 16.13 Antrag der Fraktionen von ‚Bürger für Marburg‘, SPD und CDU betr. neue Be-
stuhlung vor der Schlossparkbühne
Vorlage: VO/7097/2019

Der Antrag wird auf Wunsch der BfM-Fraktion auf Januar 2020 verschoben. Aussprache (Setz-
punkt) war angemeldet.

zu 16.14 Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und Marburger Linke betr.: 
Einberufung einer Bürger*innenversammlung zum Thema Afföllerwiesen-
Verkaufsverhandlungen
Vorlage: VO/7120/2019

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt einstimmig die Annahme des Antrages. 

Dieser Empfehlung folgt die Stadtverordnetenversammlung und beschließt:

1. Die Stadtverordnetenvorsteherin wird gebeten, eine Bürger*innenversammlung nach 
§ 8a HGO einzuberufen. Diese Veranstaltung soll nach Möglichkeit noch in diesem 
Jahr stattfinden und in einem der betroffenen bzw. anliegenden Viertel (Campus- oder 
Nordviertel) stattfinden.

2. Ferner wird der Magistrat beauftragt, im Rahmen dieser Bürger*innenversammlung 
die Öffentlichkeit über den Stand der Verhandlungen mit der Marburger Projektent-
wicklungsgesellschaft mbH zu informieren.

Abstimmungsergebnis
einstimmig
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zu 17 Kenntnisnahmen

zu 17.1 Aktualisierung der Fahrpläne für die Universitätsstadt Marburg zum Fahr-
planwechsel am 15.12.2019
Vorlage: VO/7077/2019

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die als Anlage zu der Vorlage dargestellten Anpas-
sungen im Linienverkehr zur Kenntnis.

1. Der Fahrplan 2020 wird nach den Grundsätzen des aktuellen gültigen Fahrplans 2019 
fortgeschrieben.

2. Die Bedienung auf der innerstädtischen Hauptachse zwischen Haupt- und Südbahnhof 
hat sich bewährt und soll beibehalten werden.

3. Zusätzlich zur Linie 1 wird für die Linie 3 ein Nachtfahrplan vorgesehen, der zwischen 
ca. 1:00 Uhr und ca. 4:00 Uhr Dienstag bis Sonntag verkehrt. 

4. Zwischen den Linien 6 und 9 wird in und aus Richtung Innenstadt eine Anschlussbezie-
hung geschaffen.

5. Zwischen der oberen Lahntalbahn und der Linie 14 werden am Bahnhof Sterzhausen 
weitere Anschlüsse an die obere Lahntalbahn geschaffen.

6. Die Erreichbarkeit der Abendschule (Adolf-Reichwein-Schule) wird verbessert.

7. Auf der Linie 17 wird Mo. - Fr. eine Taktlücke am frühen Abend geschlossen.

8. Für den Schulverkehr der Linie 22 ab Steinmühle werden zusätzliche Kapazitäten am 
Nachmittag vorgesehen.

9. Die Mitnahme von Fahrrädern in den Stadtbussen wird neu geregelt.

10. Die Verkehre werden ab dem 01.01.2020 von der Marburger Verkehrsgesellschaft mbH 
(MVG), einer 100 % Tochter der Stadtwerke Marburg GmbH erbracht.

zu 17.2 Rahmenvorgabe Leichtverpackungen
Vorlage: VO/7090/2019

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt folgenden Beschluss des Magistrats zur Kenntnis:

Für die Einsammlung der Leichtverpackungen wird den Dualen Systemen die in der Anlage zu 
der Beschlussvorlage aufgeführte Rahmenvorgabe gemacht.

zu 17.3 Genehmigung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplans 2019
Vorlage: VO/7115/2019

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die Genehmigung des Haushalts 2019 sowie die Ge-
nehmigung des Wirtschaftsplans 2019 des DBM mit der Begleitverfügung des Regierungs-
präsidiums Gießen vom 24. Oktober 2019 zur Kenntnis. 
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Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung abgearbeitet. Stadtverordnetenvorsteherin 
Wölk dankt allen Anwesenden und wünscht einen guten Nachhauseweg.

Marburg, 02.12.2019

Marianne Wölk
Stadtverordnetenvorsteherin

Lothar Sprenger
Protokoll

Matthias Simon
Vorsitzender der SPD-Fraktion

Jens Seipp
Vorsitzender der CDU-Fraktion

Anlagen
Antworten auf die kleinen Anfragen Nr. 14 und 20 bis 29
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Kleine Anfrage Nr. 14
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Stefanie Wittich
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration stellt in seinem Jah-
resgutachten 2019 eine "abnehmende Betreuungsquoten bei Kindern mit Migrationshintergrund 
seit 2015" (S. 103) fest. Wie unterscheidet sich die Inanspruchnahme von Kinderbetreuung zwi-
schen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund und zwischen den verschiedenen Einrich-
tungen in Marburg?

Stellungnahme/Antwort durch: FB 5 - Kinder, Jugend, Familie
Dezernent/Dezernentin: Stadträtin Kirsten Dinnebier

Stellungnahme/Antwort:
Die jährlich zum Stichtag 1. März von den Kindertageseinrichtungen für das Hess. Stat. Lan-
desamt erhobene Statistik erfasst neben der Zahl der belegten Plätze auch die Zahl der Kinder, 
die mindestens ein nicht-deutsches Elternteil haben. Diese Angaben sind Grundlage unserer 
Antwort.

Im Gegensatz zu dem in der Fragestellung erwähnten Gutachten zur Entwicklung in Deutsch-
land können wir für Marburg in dem Zeitraum 2015 bis 2019 eine Zunahme der Inanspruchnah-
me von Kinderbetreuung von Kindern mit Migrationshintergrund feststellen – und zwar sowohl 
absolut als auch relativ.

Von den am 1.03. 2015 mit Kindern zwischen 3 Jahren und Schuleintritt belegten 1.503 Plätzen 
waren 680 von Kindern mit Migrationshintergrund belegt, dies entspricht einem Anteil von 45%. 
In 2019 stiegen diese Zahlen auf 1.667 belegte Plätze, davon 848 mit Kindern mit Migrations-
hintergrund. Der Anteil stieg damit auf 51%.

Im Krippenbereich mit Kindern unter 3 Jahren waren 2015 471 Plätze belegt, davon 147 (= 31%) 
mit Kindern mit Migrationshintergrund. 2019 waren es 596 belegte Plätze mit 219 Kindern mit 
Migrationshintergrund – ein Anstieg um 6%-Punkte auf 37%. Im U3-Bereich ist die Inanspruch-
nahme durch Kinder mit Migrationshintergrund also etwas niedriger; sie ist aber in beiden Al-
tersgruppen U3 und 3 bis 6 Jahre zwischen 2015 und 2019 gestiegen.

Die Einwohnermeldestatistik weist nur Nationalitäten, nicht aber das Merkmal Migrationshinter-
grund aus, so dass wir nicht genau wissen, ob diese Quote im KiTa-Bereich der tatsächlichen 
Verteilung entspricht. Aber eine Quote von über 50% Kinder mit einem nicht-deutschen Eltern-
teil in den KiTas ist sicherlich ein starker Indikator für eine hohe und möglicherweise über dem 
bundesdeutschen Durchschnitt liegende „Betreuungsbeteiligung“ von Kindern mit Migrations-
hintergrund.

Ebenso wie die Verteilung von deutschen und nicht-deutschen Kindern zwischen den Stadttei-
len unterschiedlich ist, unterscheidet sich die Inanspruchnahme auch zwischen den Einrichtun-
gen. In den KiTas 3 bis 6 Jahre sah am 1. März 2019 die Inanspruchnahme von Kindern mit 
mindestens einem nicht-deutschen Elternteil folgendermaßen aus:
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Stadt Marburg insgesamt 51%

davon:

- Kernstadt 33%
- Stadtteile mit sozialem Förderbedarf 74%
  (Waldtal, Stadtwald, Richtsberg)
- stadtnahe Außenstadtteile 38%
  (Cappel, Marbach, Wehrda)
- „dörfliche“ Außenstadtteile 24%

Kirsten Dinnebier
Stadträtin
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Kleine Anfrage Nr. 19
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Erika Lotz-Halilovic
Fraktion / Partei: SPD

Im Rahmen einer Dienstbesprechung im August 2019 wurde seitens der GeWoBau erwähnt, 
dass die vorhandenen Müllbehältnisse für die Mieterschaft – zumindest was den Biomüll betrifft 
– nicht ausreichend sind.
Wie sieht das mit den anderen Müllbehältnissen aus (Restmüll, gelber Sack sowie Papier und 
wie ist die Situation bei den anderen Wohnungsbaugesellschaften?

Stellungnahme/Antwort durch: Dienstleistungsbetrieb Marburg (DBM)
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Seit 01.01.2018 wurde die operative hoheitliche Regelentsorgung nach Stadtverordneten-
beschluss auf die Stadtwerke-Tochter MKG GmbH übertragen. 
Wir leiten daher die folgende zwischen FD 69 und der MKG GmbH abgestimmte Antwort 
weiter.

Stellungnahme/Antwort:
Grundsätzlich steht das Volumen an Restmüllgefäßen gemäß der Abfallsatzung entsprechend 
der Bewohnerzahl zur Verfügung. Für die Altpapierentsorgung können die Wohnungsgesell-
schaften das Volumen an den jeweiligen Bedarf anpassen, ohne dass dafür zusätzliche Ge-
bühren berechnet werden. Dies gilt grundsätzlich auch für die Bioabfallsammlung. 

Bei der Leichtverpackungssammlung können die Wohnungsbaugesellschaften das benötigte 
Gefäßvolumen direkt mit dem Generalunternehmer für den Landkreis Marburg-Biedenkopf, der 
Firma SUEZ, abstimmen.

Aktuell sind die Wohnungsbaugesellschaften intensiv damit beschäftigt, auf ihren Müllgefäß-
stellplätzen die Sammelvolumina für alle Abfallfraktionen bedarfsgerecht anzupassen, um die 
Qualität der jeweiligen Fraktionen zu steigern und dadurch auch zur Verbesserung des Erschei-
nungsbildes des Wohnumfeldes beizutragen.

Dieser Prozess erfolgt in enger Abstimmung mit den für die Entsorgungsthemen zuständigen 
städtischen Fachdiensten.

Daher wurden an einigen Standorten – wo die Abfalltrennung trotz bereits erfolgter Abfallbera-
tung nicht funktioniert und daher diese Mengen aufgrund von erheblichen Fehlbefüllungen der 
Biotonne nicht auf der Kompostierungsanlage verwertet können– derzeit die Biotonnen vorr-
übergehend eingezogen. Die Neuaufstellung soll bei diesen Liegenschaften erst nach grundle-
gender Beratung der Bewohner*innen wieder erfolgen.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 20
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Erika Lotz-Halilovic
Fraktion / Partei: SPD

Die Fußgängerbrücke am oberen Richtsberg wurde durch einen Ideenwettbewerb im Rahmen 
des 50-jährigen Jubiläums des Stadtteils benannt und heißt nunmehr „Regenbogenbrücke“.
Wann wird diese Brücke entsprechend äußerlich hergerichtet – will heißen bemalt und wird in 
diesem Zusammenhang auch die Sicherheit der Brücke in der Form hergestellt, dass die unter-
schiedlichen Bodenbeläge nicht zu Unfällen führen? Insbesondere durch die bevorstehende kal-
te Jahreszeit ist hiermit wieder zu rechnen

Stellungnahme/Antwort durch: FD 66 - Tiefbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Es wird geprüft, wie eine Bemalung der Brücke in Regenbogenfarben ohne größere Eingriffe 
in die Verkehrsabläufe realisiert werden kann.
Der Bodenbelag der Brücke besteht aus Bohlen mit eingefrästen Nuten. Diese sind mit einem 
PU-Gemisch ausgegossen und mit Quarzsand bestreut. Durch die linienförmig ausgegosse-
nen Nuten wird die Rutschsicherheit des Belags hergestellt. Eine Entfernung der Füllung wür-
de die Verkehrssicherheit der Brücke stark gefährden.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 21
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Steffen Rink
Fraktion / Partei: SPD

Wann wurde für die aktuelle Baumaßnahme am Oberweg in Wehrda geplant, die Ausführung 
beschlossen und wann wurde festgelegt, dass es sich hierbei um eine Maßnahme handelt, nach 
der die Erhebung von Beiträgen nach der Straßenbeitragssatzung zu erfolgen hat?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 60 - Bauverwaltung und Vermessung
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Nachdem die Stadtwerke Marburg GmbH die beabsichtigte Baumaßnahme einer Kanal- und 
Wasserleitungserneuerung beim Fachdienst Tiefbau angezeigt hatten, wurde von dort auf-
grund des Umfangs der Leitungsverlegungsarbeiten sowie des unzureichenden Straßenauf-
baus des Oberweges geprüft, ob nicht ein kompletter Ausbau der Fahrbahn durchgeführt wer-
den sollte, um Synergieeffekte einer gemeinsamen Baudurchführung zu nutzen und eine dau-
erhafte Fahrbahnfläche herzustellen.
Die Einschätzung des Fachdienstes Tiefbau wurde durch die von den Stadtwerken Marburg 
veranlassten Baugrunduntersuchungen bestätigt.

Anschließend wurde vom Magistrat am 26.08.2019 beschlossen, die verbleibenden Restflä-
chen der Fahrbahn durch die Stadt erneuern zu lassen. In der Begründung wurde auf die 
Möglichkeit der Erhebung von Straßenbeiträgen Bezug genommen. Ob die Maßnahme tat-
sächlich noch beitragspflichtig ist, hängt von dem Satzungsbeschluss der Stadtverordneten-
versammlung ab, welcher noch aussteht.

Nach erfolgter Auftragserteilung am 18.09.2019 wurden die Anlieger mit Schreiben vom 
20.09.2019 noch vor Baubeginn der Stadtwerke-Maßnahmen über die grundhafte Erneuerung 
und die nachfolgende mögliche Beitragserhebung informiert.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 22
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Stefanie Wittich
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Wie viele Stadtpässe wurden in den Jahren 2014 bis 2018 jeweils ausgestellt und wie viele da-
von hatten eine Gültigkeitsdauer von 6 Monaten, 1 Jahr oder einem anderen Zeitraum? 

Stellungnahme/Antwort durch: FD 50 - Soziale Leistungen
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:

Stadtpass-Statistik

Die Abbildung zeigt die Anzahl der jeweils in den Jahren 2014 bis 2018 ausgestellten Stadtpäs-
se. Es handelt sich um eine Statistik, welche im Fachdienst Soziale Leistungen erhoben wird. 
Die Abbildung und die folgende Tabelle wurden von der städtischen Sozialplanung erstellt und 
sind im Rahmen der jährlichen Sozialberichterstattung online verfügbar: https://www.mar-
burg.de/sozialberichterstattung 

Abbildung: "Der Stadtpass 2014 – 2018, Bestand jeweils zum Jahresende"1

Der Rückgang der ausgestellten Stadtpässe steht im Zusammenhang mit der Einführung 
des Schülertickets Hessen zum Schuljahr 2017/2018.

1 Datenbank des städtischen Fachbereiches Arbeit, Soziales und Wohnen, Fachdienst Soziale Leistun-
gen, Stand jeweils 31.12.

https://www.marburg.de/sozialberichterstattung
https://www.marburg.de/sozialberichterstattung
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Der Stadtpass gilt ein halbes Jahr. Das Schülerticket Hessen ist ein Jahr gültig. Im Jahr 2018 
wurden 132 Schülertickets Hessen ausgestellt. 

Betrachtung im zeitlichen Verlauf

Der städtische Fachdienst Soziale Leistungen hat 2002 eine Software zur Erfassung der aus-
gestellten Stadtpässe und der Personenanzahl entwickelt. Dem entsprechend liegt eine Stadt-
pass-Statistik ab dem Jahr 2003 vor. 

Tabelle: „Stadtpassinhaber 2003-2018“2

Jahr Personen Stadtpässe

2003 3.644 5.593

2004 3.651 6.149

2005 3.685 6.996

2006 3.711 6.040

2007 3.545 6.028

2008 4.068 7.150

2009 3.955 6.454

2010 3.633 5.817

2011 3.735 6.070

2012 3.601 5.927

2013 3.677 5.973

2014 4.098 6.919

2015 4.883 7.987

2016 5.654 9.671

2017 5.848 10.043

2018 5.632 9.5423

Dr. Thomas Spies 
Oberbürgermeister 

2 Datenbank des städtischen Fachbereiches Arbeit, Soziales und Wohnen, Fachdienst Soziale Leistun-
gen, Stand jeweils 31.12
3 Der Rückgang der ausgestellten Stadtpässe steht im Zusammenhang mit der Einführung des Schüler-
tickets Hessen zum Schuljahr 2017/2018.
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Kleine Anfrage Nr. 23
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Roland Böhm
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Wie hoch waren in den Jahren 2014 bis 2018 jeweils die Ausgaben für die Bezuschussung von 
Monatskarten im städtischen Personennahverkehr für Stadtpassinhaber*innen und wieviele Mo-
natskarten für Stadtpassinhaber*innen wurden insgesamt bezuschusst - (aufgeteilt nach Preiss-
tufe I und II)?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 50 - Soziale Leistungen
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Zur Beantwortung der Frage bieten wird die nachstehende tabellarische Übersicht ange-
boten:  

Jahr Stadtpass – 
Zuschuss 
Monatskarten  

Anzahl 
Monatskarten 
Stadtpreisstufe 

Anzahl 
Monatskarten 
Preisstufe 2

Anzahl 
Monatskarten 
Insgesamt 

2014 456.402 € 1.560 ca. 105 1.665

2015 502.932 € 1.860 ca. 161 2.021

2016 624.280 € 2.375 ca. 305 2.680

2017 714.184 € 2.265 ca. 310 2.575

2018 634.273 € 2.330 ca. 303 2.633 

(Anmerkung: Die Zahlen in Spalte 4 wurden manuell anhand der Ausgaben im Kassensystem Infoma ausgezählt 
ermittelt, weil sie maschinell nicht erfasst sind. Sie können daher marginale Unschärfen beinhalten.)    

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister 



Seite: 38 von 43

Kleine Anfrage Nr. 24
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Henning Köster-Sollwedel
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Die Stadtverordnetenversammlung hat vor Jahren einstimmig beschlossen, dass die Stadt sich 
durch ihren Beitritt zum ‚Städtebündnis für das Leben‘ (inzwischen 2000 Städte auf 5 Kon-
tinenten in 92 Ländern) gegen die Todesstrafe engagieren möge. 
Kann der Magistrat sich bitte darauf einstellen, sich in diesem Rahmen am 30.November wie-
der an der weltweiten Aktion zu beteiligen und das Rathaus so grün anleuchten, dass dieses 
Zeichen nicht in der allgemeinen Weihnachtsillumination untergeht und auch durch eine Pres-
seerklärung dazu beitragen, dass dies wahrgenommen wird ?

Stellungnahme/Antwort durch: 011 - Persönlicher Referent des Oberbürgermeisters
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Den Beschluss der Stadtverordnetenversammlung setzt der Magistrat jährlich und aus tiefer 
Überzeugung um. Wie in den Vorjahren wird auch in 2019 eine entsprechende Pressemittei-
lung verschickt, in der sich der Magistrat eindeutig gegen die Todesstrafe ausspricht. Mehrfach 
im Jahr ist der Magistrat zudem mit dem Städtebündnis für das Leben im Kontakt. Zudem wird 
erneut das Rathaus grün beleuchtet.
Da in diesem Jahr Marburg b(u)y Night auf den Vorabend des 30. November fällt und die Kos-
ten für die Beleuchtung an zwei aufeinanderfolgenden Nächten unverhältnismäßig hoch gewe-
sen wäre (die extern gemietete Beleuchtung hätte in diesem Jahr entweder ab- und wieder auf-
gebaut oder tagsüber bewacht werden müssen), werden beide Anlässe ausnahmsweise ver-
bunden und das Rathaus am 29. November grün beleuchtet. Darüber wird in der Pressemittei-
lung informiert werden.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 25
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Henning Köster-Sollwedel
Fraktion / Partei: Marburger Linke

In einer von Frau Aslan auch uns zugänglich gemachten Mail vom Mai 2015 adressiert an den 
Magistrat stellten die Eigentümer der Bauruine Wasserschlöschen in Gisselberg in Aussicht um-
gehend die Fertigstellung in Angriff zu nehmen, wenn Vollstreckungsmaßnahmen zurückge-
nommen würden. 
Wie ist der aktuelle Stand in dieser Angelegenheit und ist der Magistrat willens nach mehr als 
20 Jahren dafür Sorge zu tragen, dass dieser städtebauliche Schandfleck endlich durch Abriss 
oder Fertigstellung beseitigt wird?

Stellungnahme/Antwort durch: FB 6 - Planen, Bauen, Umwelt
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Für das Gebäude in der Gießener Straße 9a – d in Gisselberg liegt seit Juli 2017 die Baube-
ginnsanzeige zur Nutzungsänderung der Ladenflächen im Erdgeschoss zu Wohnzwecken vor. 
Im Herbst 2017 wurden kleinere Baumaßnahmen am Gebäude durchgeführt. Seitdem ruht die 
Baustelle. Durch den Fachdienst Bauaufsicht werden weiterhin in regelmäßigen Abständen 
Baukontrollen durchgeführt.
Vollstreckungsmaßnahmen sind derzeit ausgesetzt.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 26
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Ulrich Severin
Fraktion / Partei: SPD

Wie viele „Quereinsteiger*innen“ unterrichten derzeit an welchen Marburger Schulen und wie 
schätzt der Magistrat die Auswirkungen dieses Unterrichts auf die Marburger Schüler*innen ein? 

Stellungnahme/Antwort durch: FD 40 - Schule
Dezernent/Dezernentin: Stadträtin Kirsten Dinnebier

Stellungnahme/Antwort:
Zu der Frage teilt uns das Staatliche Schulamt für den Landkreis Marburg-Biedenkopf folgen-
des mit:

„Im Bereich der Grundschulen beschäftigen wir eine Person als Quereinsteiger*in, im Bereich 
der weiterführenden Schulen keine. Im Bereich der Beruflichen Schulen beschäftigen wir 26 
Personen als Quereinsteiger*innen, deren spezifische Fachexpertise notwendig sind. Darüber 
hinaus kann es in Einzelfällen im Falle von kurzfristig eintretenden Vertretungssituationen zum 
Einsatz von Personen ohne erstes oder zweites Staatsexamen kommen.“

Die Auswirkungen dieses Sachverhaltes auf den Unterricht in den Marburger Schulen kann 
der Magistrat nicht beurteilen.

Kirsten Dinnebier
Stadträtin
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Kleine Anfrage Nr. 27
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Tanja Bauder-Wöhr
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Kann der Magistrat der Stadt Marburg Auskunft erteilen, welche punktuellen verkehrlichen Än-
derungen in der Marburgerstraße (Bauprojekt Pfarrgarten Cappel) vorgesehen sind, wer kommt 
für die Kosten auf?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 66 - Tiefbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Zurzeit bestehen im restlichen Abschnitt der Marburger Straße, zwischen dem Bauende der 
Baumaßnahme von 2016-2018 und der im Anschluss beginnenden Ronhäuser Straße, in der 
sich auch das Bauprojekt „Pfarrgarten Cappel“ befindet, seitens des FD Tiefbau keine Planun-
gen für eine Veränderung der verkehrlichen Situation.     

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 28
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Tanja Bauder-Wöhr
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Kann der Magistrat der Stadt Marburg Auskunft erteilen, ob vorgesehen ist, das private Projekt 
des „gut älter werden im Quartier“ (Wohnappartements) mit voraussichtlichen Kaltmietenkosten 
pro qm von 12 € des Vorhabenträgers Elisabethverein, durch sogenannte freiwillige Leistungen 
(städtischer Haushalt) zu subventionieren?

Stellungnahme/Antwort durch: FB 4 - Arbeit, Soziales und Wohnen
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Die Universitätsstadt Marburg fördert Träger Freier Wohlfahrtspflege u.a. für Angebote an älte-
re Menschen zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben (vgl. auch Haushaltsplan der Universi-
tätsstadt Marburg, Produkt 550020). Ob der St. Elisabethverein e.V. etwaige Angebote im Ent-
wicklungsprojekt "Alter Pfarrgarten" zukünftig vorhalten wird, ist nicht bekannt.  

Soweit die Fragestellung darauf abzielt, ob eine zukünftige Miete in der Größenordnung von 
12 € pro Quadratmeter mit freiwilligen Leistungen subventioniert würde, muss hierauf eine kla-
re Absage erteilt werden. Die Miete ist kein Angebot im Sinne einer Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben und eine etwaige Bezuschusssung entspräche nicht dem im ersten Absatz ge-
nannten Förderzweck. 

Ob der St. Elisabethverein e.V. beabsichtigt, öffentliche Wohnraumfördermittel zu beantragen, 
um preiswerten, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, dessen kalkulierte Miete dann 25% un-
ter der ortsüblichen Miete liegen müsste, ist nicht bekannt. 

Dr. Thomas Spies 
Oberbürgermeister  
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Kleine Anfrage Nr. 29
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22. November 2019

Fragesteller/in: Christoph Ditschler
Fraktion / Partei: FDP/MBL

Welcher Gesamtbetrag wurde für die Beschaffung und Errichtung der Schilder "Hauptstadt des 
fairen Handels Marburg" inklusive der ortsfesten Schilderpfosten aufgewendet? Wieviele Schil-
der wurden aufgestellt? 

Stellungnahme/Antwort durch: FD 69 - Umwelt und Naturschutz, Fairer Handel, Abfall-
wirtschaft

Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Die Schilder waren ein Geschenk der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW)-
ENGAGEMENT GLOBAL gGmbH, die alle Kommunen erhalten haben, die den Titel Haupt-
stadt des Fairen Handels bereits einmal gewonnen hatten. 

Der 2003 ins Leben gerufene Wettbewerb „Hauptstadt des Fairen Handels“ wird alle zwei Jah-
re durch die SKEW ausgerichtet. Gefördert wird das Projekt vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ).
2018 hatte die SKEW die Schilder an alle Kommunen verschenkt, die den Titel bereits einmal 
tragen durften, wir in Marburg hatten den Auszeichnung im Jahr 2009 erhalten. 

Da wir in diesem Jahr gleich zwei Jubiläen gefeiert haben: 10 Jahre Fairtrade Stadt Marburg 
und Gewinn des 1. Platzes beim Hauptstadt Wettbewerb vor 10 Jahren, hatten wir den Anlass 
genutzt um die Schilder durch den DBM anbringen zu lassen. 

Die Kosten für die Montage und das Material beliefen sich auf 660,81 Euro.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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